Positionspapier der FDP/DVP-Landtagsfraktion zu einer umfassenden Verwaltungsreform

Die Reform der Landesverwaltung hat in den letzten Jahren einige Fortschritte gemacht. Das Prinzip der dezentralen Budgetverantwortung ist in zahlreichen Modellbehörden erfolgreich erprobt worden. Es führt Aufgaben- und Finanzverantwortung in einer Hand zusammen, ermöglicht einen flexibleren und effizienteren Ressourceneinsatz und delegiert Verantwortung an die Behörden vor Ort.
Auch die Zahl der Verwaltungsvorschriften wurde kontinuierlich reduziert. An die Stelle zentraler Lenkung tritt mehr und mehr die Verantwortung der einzelnen Behörde vor Ort.

50 Jahre nach Gründung des Landes Baden-Württemberg strebt die FDP/DVP-Landtagsfraktion nunmehr eine umfassende Verwaltungsreform an, die effektivere Verwal​tungsarbeit ermöglicht, Doppelarbeit vermeidet, den Verwaltungsablauf wirt​schaftlich organisiert und um mehr Bürgernähe bemüht ist.
Angesichts der angespannten Haushaltssituation ist eine Verwaltungsreform geradezu unausweichlich. Nur durch strukturelle Veränderungen können dauerhaft Kosten eingespart und die Effizienz der Verwaltung gesteigert werden. Eine umfassende Verwaltungsreform kann daher einen Beitrag zum Erreichen des Ziels des Abbaus der Nettoneuverschuldung leisten.
Um eine umfassende Verwaltungsreform durchzuführen bedarf es eines ganzheitlichen Ansatzes. Grundlage unserer Reformvorschläge ist das Gutachten zur Regierungs- und Verwaltungsreform in Baden-Württemberg von Prof. Dr. Joachim Jens Hesse. 
Leitlinie einer Regierungs- und Verwaltungsreform ist für die FDP/DVP-Landtagsfraktion der Gedanke der Subsidiarität, der Konzentration und der Kommunalisierung. Subsidiarität bedeutet insoweit nicht lediglich die Verlagerung der Kompetenzen auf eine möglichst niedrige staatliche Ebene, sondern auch den Vorrang nichtstaatlicher Aufgabenerledigung.
Konkrete Ziele sind:

· Konzentration der Regierungstätigkeit auf Kernbereiche und eine Verschlan​kung der Ministerien

· eine bessere Organisation der oberen Landesbehörden
· eine Straffung der Mittelbehörden
· Stärkung einer kommunalverfassten regionalen Zusammenarbeit
· Ertüchtigung der Landkreise durch Kommunalisierung der Landratsämter
· eine Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung
· eine weitergehende Länderkooperation.
Das Prinzip der konsequenten Kommunalisierung von Aufgaben folgt aus der Erkenntnis, dass eine starke kommunale Selbstverwaltung eine entscheidende Voraussetzung für die Identifikation der Menschen mit ihrem Gemeinwesen ist. Aber auch die kommunale Selbstverwaltung hat sich einer strengen und umfassenden Aufgabenkritik mit dem Ziel der Beschränkung ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit zu unterziehen.

Dabei sind wir uns bewusst, dass eine Verlagerung von Verwaltungskompetenzen auf niedrigere Ebenen eine Neuregelung der Finanzierung nach sich ziehen muss. Für neue Aufgaben müssen Kommunen und Landkreise zusätzliche finanzielle Mittel erhalten. 
Ministerialorganisation

Eine nachhaltige Modernisierung der Staats- und Verwaltungsreform muss von der Spitze ausgehen und in ihrer Konsequenz auch dort sichtbar sein. Die Ministerialebene muss daher von Verwaltungstätigkeiten weitgehend freigestellt werden. Es gilt der Grundsatz dass auf der Ministerialebene gestaltet, gelenkt und kontrolliert, aber nicht verwaltet wird. Spezifische Aufsichts-, Vollzugs- und Serviceaufgaben werden auf nachgeordnete Behörden verlagert.
Eine Verringerung der Ministerienanzahl auf sieben Fachministerien verhindert eine unnatürliche Aufspaltung einzelner Fachbereiche und das Entstehen von Doppelzuständigkeiten. Die FDP/DVP-Landtagsfraktion fordert daher eine Zusammenlegung von Kultus- und Wissenschaftsministerium, Überführung des Ressorts Ländlicher Raum in andere Ministerien, Ausbau des Wirtschaftsministeriums zu einem Infrastrukturministerium und des Justizministeriums zu einem Rechtspflegeministerium.
Obere Landesverwaltung und Landesbetriebe
Ziele der FDP/DVP-Landtagsfraktion bei einer Reform der obersten Landesverwaltung sind vor allem die Verbindung funktionaler Aufgabenzusammenhänge und die Konzentration der Organisationsstrukturen. Die Zuständigkeiten der oberen Landesbehörden werden soweit möglich auf die mittlere und untere Verwaltungsebene verlagert. 

Des Weiteren können durch schrittweise organisatorische und rechtliche Verselbstständigungen Teilbereiche privatisiert werden.
Daneben ist an Länderkooperationen mit anderen Bundesländern zu denken.

Die FDP/DVP-Landtagsfraktion spricht sich weiterhin klar für den Vorrang privatwirtschaftlicher Betätigung vor staatlichem Handeln aus. 
In Bereichen, in denen sich der Staat vorwiegend wirtschaftlich betätigt – und diese Aufgabe nicht von Privaten wahrgenommen werden kann – setzen wir uns für die Einrichtung weiterer Landesbetriebe ein. Alle Landesbetriebe sind jedoch weiterhin regelmäßig daraufhin zu überprüfen, ob ihre Aufgaben nicht privatisiert werden können.

Mittelinstanzen

Der Bestand und der Aufgabenzuschnitt der Regierungspräsidien ist ständig – insbesondere im Hinblick auf die Entwicklung der regionalen Zusammenarbeit – neu zu überprüfen. 

Zunächst wird die Struktur der Regierungspräsidien weiter gestrafft. Im Rahmen einer Aufgabenkritik muss auch hier der Grundsatz der Subsidiarität Geltung erhalten, sowohl im Rahmen der Delegation von Aufgaben als auch bezüglich möglicher Privatisierungen. Dies kann Auswirkungen hinsichtlich Anzahl und Bestand der Regierungspräsidien haben.
Vorstellbar ist insbesondere die Zusammenführung der verbleibenden Strukturen der Landesoberbehörden und Regierungspräsidien in ein oder zwei Verwaltungsämtern. Diese könnten eine wichtige Bündelungsfunktion zwischen der Ministerialebene und der unteren Verwaltungsebene übernehmen.
Regionale Strukturen
Ein zunehmender Teil der Aufgaben der kommunalen Selbstverwaltung lässt sich nur durch regionale Zusammenarbeit lösen. Ein zusammenwachsendes Europa, ein globaler Wettbewerb, neue Technologien und wachsende Mobilität erfordern eine weitere Stärkung regionaler Zusammenarbeit in vielfältigen Strukturen und Vernetzungen.

Die Einführung einer neuen regionalen Verwaltungsebene wird jedoch seitens der FDP/DVP-Landtagsfraktion abgelehnt. 

Stattdessen sollen neue Formen flexibler, interkommunaler Zusam​menarbeit auf der regionalen Ebene erprobt werden. Inhalte und Organisationsformen der regionalen Zusammenarbeit werden nicht von oben verordnet, sondern durch Anreize gefördert. Regionale Zusammenarbeit muss von unten als Ergebnis freiwilliger Zusammenarbeit wachsen, damit sie die jeweiligen regionalen Besonderheiten widerspiegelt.

Die Region Stuttgart mit ihrem großen Einzugsbereich stellt einen Sonderfall dar. Seit der Konstituierung des Verbandes durch den Landesgesetzgeber im Jahre 1995 hat dieser die ihm übertragenen Aufgaben erfolgreich bewältigt. Damit dies auch in Zukunft der Fall ist, muss die Übertragung weiterer Zuständigkeiten – insbesondere im Bereich des ÖPNV – geprüft werden.
Untere Verwaltungsebene

Die FDP/DVP-Landtagsfraktion setzt sich für eine umfassende Bündelung von Zuständigkeiten auf der unteren Verwaltungsebene ein.

Die Landkreise werden durch eine weitestgehende Eingliederung von Sonderbehörden gestärkt. 

Die Kommunalisierung der Landratsämter kann des Weiteren durch die Direktwahl der Landräte zum Ausdruck gebracht werden.
Um den Kommunen möglichst viel Spielraum im Rahmen ihrer politischen Gestal​tungsmöglichkeiten einzuräumen, wird die Entbürokratisierungsoffensive intensiviert.

Treten bei kleinen und Kleinstgemeinden offensichtliche Funktionsdefizite von Verwaltungsprozessen auf, so soll es Anreize zur freiwilligen Zusammenarbeit geben, die auch zu freiwilligen Zusammenschlüssen führen können
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